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Abzugsverbot bei Veräußerungs- und Aufgabeverlusten von Beteiligungen an 

Kapitalgesellschaften  
 

Nach dem sog. Halbeinkünfteverfahren (seit 2009 Teileinkünfteverfahren) sind Erträge und auch 
Veräußerungsgewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften nur zur Hälfte 
steuerpflichtig. Wird demnach nur eine Hälfte steuerlich berücksichtigt, ist die jeweils andere Hälfte 
der Einnahmen steuerfrei. Der Gesellschafter kann die hiermit in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehenden Ausgaben auch nur zur Hälfte absetzen. Die Frage, wie Veräußerungsverluste zu be-
handeln sind, wenn keine Einnahmen anfallen, war in der Praxis höchst umstritten.  
 
Nach einer nunmehr zu diesem Sachverhalt getroffenen Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 
25.6.2009 gilt das Halbeinkünfteverfahren dann nicht, wenn keine Einnahmen angefallen sind. Das 
grundlegend Neue an dieser Entscheidung ist, dass der Auflösungs- bzw. Veräußerungsverlust 
dann in vollem Umfang steuerlich abziehbar sein muss. 
 
Anmerkung: Das Halbeinkünfteverfahren wurde ab 2009 durch das sog. Teileinkünfteverfahren 
abgelöst, bei dem Veräußerungen zu 60 % steuerpflichtig und Veräußerungsverluste entsprechend 
zu 60 % abzugsfähig sind. 
 
Mit Spannung war die Reaktion der Finanzverwaltung zu diesem Urteil erwartet worden. 
Nunmehr liegt sie vor. Danach dürfen die Finanzbeam ten die Grundsätze des BFH-Urteils aus 
folgenden Gründen nicht über den entschiedenen Einz elfall hinaus anwenden: 
 
Das Halbeinkünfteverfahren/Teileinkünfteverfahren ist von dem Grundgedanken geprägt, dass bei 
seiner Anwendung Gewinne und Verluste gleichermaßen nur zur Hälfte (ab 2009 zu 60 %) der Ein-
kommensteuer unterliegen sollen. Für eine abweichende Behandlung in Verlustfällen enthält das 
Einkommensteuergesetz - nach Verwaltungsauffassung - keine Anhaltspunkte. Der Frage, ob in der 
Vergangenheit Gewinnausschüttungen vorgenommen wurden, kommt in diesem Zusammenhang 
keine Bedeutung zu. Die dem Halbeinkünfteverfahren/Teileinkünfteverfahren zugrunde liegende 
Grundwertung, Gewinne und Verluste gleich zu behandeln, gilt sowohl für die Vermögens- als auch 
für die Ertragsebene. Bei der Veräußerung einer Beteiligung erzielte Gewinne betreffen die Vermö-
gensebene und unterliegen daher in gleicher Weise dem Halbeinkünfteverfah-
ren/Teileinkünfteverfahren wie mögliche Liquidationsverluste. Entgegen der Auffassung des BFH 
kommt es daher nicht darauf an, ob auf der Ertragsebene aus der Beteiligung Einnahmen (Gewinn-
ausschüttungen) zugeflossen sind. 
 
Bitte beachten Sie: Nachdem zu diesem Thema jedoch noch weitere Verfahren anhängig sind, gilt 
es entsprechend gelagerte Fälle noch offenzuhalten! 

 

 
      Rentenversicherungspflicht bei sog. Arbeitnehmerähnlichen Selbstständigen 
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Grundsätzlich sind Selbstständige, die auf Dauer und im Wesentlichen nur für einen Auftragg e-
ber  tätig sind, als sog. arbeitnehmerähnliche Selbstständige rentenversicherungspflichtig. Das Bun-
dessozialgericht hatte nun zu entscheiden, ob die Versicherungspflicht als sog. arbeitnehmerähnlich 
tätiger Selbstständiger dann ausgeschlossen ist, wenn der Selbstständige daneben noch abhängig 
beschäftigt ist. 
 
Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine Arbeitnehmerin war seit 1977 abhängig be-
schäftigt und unterlag insoweit der Rentenversicherungspflicht. Seit dem 1.1.2000 war sie außerdem 
noch für eine GmbH als Handelsvertreterin selbstständig tätig. Im Jahr 2004 bezog sie aus dieser 
Tätigkeit Provisionen von über 20.000 €. Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellte mit Be-
scheid vom 21.2.2002 fest, dass die Arbeitnehmerin aus ihrer selbstständigen Tätigkeit ab 1.1.2000 
versicherungspflichtig sei. Hier war umstritten, ob sie in ihrer Tätigkeit als selbstständige Handels-
vertreterin in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig war. 
 
Die Richter kamen zu dem Entschluss, dass sie in dem betreffenden Zeitraum (Januar bis Dezem-
ber 2004) als Handelsvertreterin für ein Unternehmen  selbstständig tätig ist. Insoweit war sie als 
sog. arbeitnehmerähnliche Selbstständige in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungs-
pflichtig. Die Versicherungspflicht war nicht deshalb ausgeschlossen, weil sie in dieser Zeit neben 
ihrer selbstständigen Tätigkeit auch noch abhängig beschäftigt war. 
 
Bereits am 4.11.2009 hatte das Bundessozialgericht entschieden, dass die Frage, ob ein selbst-
ständig Tätiger wegen der Tätigkeit für nur einen Auftraggeber versicherungspflichtig ist, sich allein 
danach beurteilt, ob ein oder mehrere Auftraggeber für die selbstständige Tätigkeit vorhanden sind. 
Ein daneben bestehendes abhängiges Beschäftigungsverhältnis ist nicht zu berücksichtigen. 

 

 

      
Keine Altersdiskriminierung durch auf jüngere Arbeitnehmer beschränktes 

Angebot von Aufhebungsverträgen  
 

Nimmt der Arbeitgeber die bei ihm beschäftigten über 55-jährigen Arbeitnehmer aus dem Personen-
kreis aus, dem er im Rahmen einer Personalabbaumaßnahme den Abschluss von Aufhebungsver-
trägen gegen Abfindungen anbietet, liegt darin keine Diskriminierung wegen des Alters. Es fehlt 
bereits an einer unmittelbaren Benachteiligung wegen des Alters. Den älteren Arbeitnehmern bleibt 
ihr Arbeitsplatz erhalten. Sie werden deshalb nicht weniger günstig als die jüngeren Arbeitnehmer 
behandelt, die ihren Arbeitsplatz - wenn auch unter Zahlung einer Abfindung - verlieren. 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall aus der Paxis war ein 1949 gebore-
ner Arbeitnehmer seit 1971 bei seinem Arbeitgeber beschäftigt. Im Juni 2006 gab das Unternehmen, 
bei dem betriebsbedingte Beendigungskündigungen zu diesem Zeitpunkt tariflich ausgeschlossen 
waren, bekannt, dass Arbeitnehmer der Jahrgänge 1952 und jünger gegen Zahlung von Abfindun-
gen freiwillig aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden könnten. Die von ihm festgelegte Abfindungs-
höhe richtete sich nach Dauer der Betriebszugehörigkeit und Höhe des monatlichen Entgelts. Das 
Unternehmen behielt sich vor, den Wunsch von Arbeitnehmern, gegen Abfindung auszuscheiden, 
abzulehnen. Die Aufforderung des 1949 geborenen Arbeitnehmers, auch ihm ein entsprechendes 
Angebot zu unterbreiten, wies das Unternehmen zurück. 
 
Das BAG sah in der Entscheidung des Arbeitgebers keine Diskriminierung wegen des Alters. In ihrer 
Begründung führten sie aus, dass das neu geschaffene Diskriminierungsverbot wegen des Alters 
wesentlich den Zweck verfolgt, älteren Arbeitnehmern den Verbleib im Arbeitsleben zu ermöglichen. 
Es zwingt deshalb Arbeitgeber im Rahmen eines von ihnen geplanten Personalabbaus nicht dazu, 
auf Verlangen älterer Arbeitnehmer mit diesen einen Aufhebungsvertrag gegen Zahlung einer Abfin-
dung zu schließen. 

 

      
Pflichten und Gefahren für Arbeitgeber bei 400-€-Jobbern im Sozialversiche-

rungsrecht  
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Bei mehreren parallel ausgeübten Minijobs kann durch Überschreiten der monatlichen Entgeltgrenze 
von 400 € Versicherungspflicht eintreten. Um die versicherungsrechtliche Beurteilung der Beschäfti-
gung richtig durchführen zu können, sollte der Arbeitgeber daher bei Beginn einer Beschäftigung 
abfragen, ob der Arbeitnehmer bereits bei anderen Arbeitgebern geringfügig oder versicherungs-
pflichtig beschäftigt ist. Um dieses später verbindlich nachweisen zu können, empfiehlt es sich, ei-
nen "Personalfragebogen für geringfügig Beschäftigte" auszufüllen und vom Arbeitnehmer unter-
schreiben zu lassen. Wichtig ist, dass der Arbeitgeber die entsprechenden Angaben über den Be-
schäftigten zu den Entgeltunterlagen nimmt. Einen solchen Personalfragebogen finden Sie z. B. im 
Internet bei der Minijobzentrale unter: http://www.minijobzentrale.de und dort unter "Download-
Center" und dem Link "Formulare und Anträge". 
 
Stellt ein Sozialversicherungsträger erst im Nachhinein zum Beispiel durch Datenabgleich oder im 
Rahmen einer Betriebsprüfung fest, dass die Beschäftigung vom Arbeitgeber falsch beurteilt wurde 
und eigentlich keine Geringfügigkeit (Versicherungsfreiheit), sondern Versicherungspflicht gegeben 
ist, tritt diese mit der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder durch einen Ren-
tenversicherungsträger ein. Sie gilt damit nur für die Zukunft; für die zurückliegende Zeit bleibt die 
Beschäftigung versicherungsfrei. 
 
Anmerkung:  Diese Regelung gilt allerdings nicht, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahr-
lässig versäumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung aufzuklären. 
 
Hat der Arbeitgeber den Arbeitnehmer bei Beschäftigungsbeginn nicht nach weiteren Beschäftigun-
gen gefragt bzw. die Angabe weiterer Beschäftigungen ignoriert, tritt Versicherungspflicht auch für 
die Vergangenheit ein. Die Beiträge sind vom Arbeitgeber nachzuzahlen! 

 

      Tariflicher Feiertagszuschlag für Ostersonntag  
 

Sieht ein Tarifvertrag Zuschläge für gesetzliche Feiertage vor, haben Arbeitnehmer keinen Anspruch 
auf Zahlung eines Feiertagszuschlags für Ostersonntag. Ostersonntag ist kein gesetzlicher Feier-
tag.  
 
Einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) lag folgender Sachverhalt zugrunde: Auf die betroffe-
nen Arbeitsverhältnisse findet der Manteltarifvertrag (MTV) für die Brot- und Backwarenindustrie 
Niedersachsen/Bremen Anwendung. Darin ist geregelt, dass für Arbeit an Feiertagen ein Zuschlag i. 
H. v. 175 % zu zahlen ist. Nach dem MTV ist Feiertagsarbeit die an gesetzlichen Feiertagen geleis-
tete Arbeit. In der Vergangenheit zahlte der Arbeitgeber für die Arbeit am Ostersonntag stets den 
vollen Zuschlag und wies die Zahlung in den Lohnabrechnungen als Feiertagsvergütung aus. Im 
Jahre 2007 leistete er nur den tariflichen Sonntagszuschlag i. H. v. 75 %. Die Arbeitnehmer forder-
ten nun die Zahlung des höheren Feiertagszuschlags. Sie sind der Auffassung, Oster- und Pfingst-
sonntag seien in der christlichen Welt Feiertage. Ein tariflicher Anspruch besteht nicht, weil Oster-
sonntag kein gesetzlicher Feiertag ist, so die Richter des BAG. 
 
Ein Anspruch aus betrieblicher Übung scheidet ebenfalls aus. Der Arbeitgeber erfüllte in der Ver-
gangenheit aus Sicht der Belegschaft lediglich seine vermeintliche tarifliche Verpflichtung, ohne 
übertarifliche Ansprüche zu begründen. Übersicht der gesetzlichen Feiertage finden Sie auf der Ho-
mepage des Bundesinnenministeriums.  

 

      Schriftform bei Kündigung durch eine GbR 
 

 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch bedarf die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses durch Kündi-
gung zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die erforderliche Schriftform wird dadurch erfüllt, dass die 
Urkunde von dem Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubig-
ten Handzeichens unterzeichnet wird. Grundsätzlich muss sich aus der Kündigung ergeben, wer 
unterzeichnet hat. 
 
Unterzeichnet beispielsweise für eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) nur ein Gesellschafter 
und fügt er der Unterschrift keinen Vertretungszusatz hinzu, ist nicht auszuschließen, dass die Un-
terzeichnung der Urkunde auch durch die anderen Gesellschafter vorgesehen war und deren Unter-
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schrift noch fehlt. In diesem Fall ist zu prüfen, ob die Urkunde erkennen lässt, dass die Unterschrift 
des handelnden Gesellschafters auch im Namen des nicht unterzeichneten Gesellschafters erfolgt 
ist.  
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Hannover (LAG) entschiedenen Fall wurde der Arzthelferin einer 
Gemeinschaftspraxis gekündigt. Die Kündigung enthielt u. a. die Namen der beiden Ärzte. Unter der 
Grußzeile befand sich auf der linken Hälfte jedoch die Unterschrift nur eines Arztes. Auf dem seiner-
zeit geschlossenen Arbeitsvertrag hatten beide Mediziner unterschrieben. 
 
Die Richter des LAG haben dazu entschieden: "Unterzeichnet nur einer von mehreren Gesellschaf-
tern einer BGB-Gesellschaft die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses, so muss das Vertretungs-
verhältnis in der Urkunde deutlich zum Ausdruck kommen. Für die Frage, ob jemand eine Erklärung 
auch in fremdem Namen abgibt, kommt es auf deren objektiven Erklärungswert an. Zu berücksichti-
gende Anhaltspunkte sind zum Beispiel: die dem Rechtsgeschäft zugrunde liegenden Lebensver-
hältnisse, die Interessenlage, der Geschäftsbereich, dem der Erklärungsstand angehört, und ver-
kehrstypische Verhaltensweisen. Die gesetzliche Schriftform ist gewahrt, wenn der so ermittelte 
rechtsgeschäftliche Vertretungswille in der Urkunde, wenn auch unvollkommen, Ausdruck gefunden 
hat." 
 
Vor diesem Hintergrund erklärten die Richter die Kündigung für formnichtig. 

 

      Unvollständige Selbstanzeigen schützen nicht 
 

 

Mit dem deutlichen Anstieg der Selbstanzeigen mit Bezug auf Schweizer Kapitalanlagen nimmt auch 
die Zahl unvollständiger Selbstanzeigen zu. Vor allem steuerlich nicht beratene Bürger, die nun ihr 
Gewissen erleichtern wollen, machen in ihrer Selbstanzeige zunächst unvollständige und fehlerhafte 
Angaben zu ihrem im Ausland unbemerkt vom deutschen Fiskus angelegten Kapital. So fehlen in 
zahlreichen Fällen die erforderlichen Auskünfte über die bisher unversteuert gebliebenen Kapitaler-
träge. 
 
Damit eine Selbstanzeige tatsächlich strafbefreiend wirkt, müssen grundsätzlich folgende Kriterien 
erfüllt sein: 

• Alle Angaben zur betroffenen Person müssen korrekt sein. 

• Die bisher nicht versteuerten Einnahmen müssen vollständig erklärt werden.  

• Die Art der Einnahmen (also in diesem Fall "ausländische Kapitaleinkünfte") muss angege-
ben werden. 

• Zudem muss sich aus der Selbstanzeige ergeben, wann (nach Jahren gegliedert) die Ein-
künfte erzielt wurden. 

Wenn wegen des Entdeckungsrisikos die Zeit eilt, die entsprechenden Bankunterlagen aber noch 
nicht vollständig vorliegen, genügt es, wenn die Steuerhinterziehung dem Finanzamt zunächst an-
gezeigt und um eine angemessene Frist zur Nachholung der genauen Angaben gebeten wird. 
 
Diese bloße Ankündigung einer Selbstanzeige entfalt et jedoch noch keine strafbefreiende 
Wirkung. Hierzu ist es unbedingt notwendig, dass de r Betroffene die bislang nicht versteuer-
ten Zinsen schätzt und diese Zahlen dem Finanzamt b ereits in seinem ersten Schreiben 
übermittelt.  
 
Steuerpflichtige, die ihre Selbstanzeige bisher nur angekündigt haben, sollten dem Finanzamt daher 
umgehend die geschätzten Zahlen mitteilen. Diese sollten eher zu hoch angesetzt werden, da bei zu 
niedriger Schätzung der darüber hinausgehende Betrag nicht von der strafbefreienden Wirkung der 
Selbstanzeige umfasst wird. Reicht der Betroffene dann später die Belege und die genaue Berech-
nung nach, wird die Steuer nicht nach der Schätzung, sondern nach den tatsächlich erzielten Ein-
künften festgesetzt. 
 
Ist das im Ausland angelegte Kapital aus Schwarzeinnahmen finanziert, so muss die Selbstanzeige 
zusätzlich alle Angaben zu den bisher nicht versteuerten Einkünften aus der Tätigkeit enthalten, der 
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diese Schwarzgeldeinnahmen zugrunde liegen. Auch hier besteht die Möglichkeit der Angabe von 
geschätzten Beträgen, wenn die in der Vergangenheit nicht versteuerten Einkünfte zunächst nicht 
exakt beziffert werden können. Die Straffreiheit tritt erst bei vollständiger Zahl ung der hinterzo-
genen Steuern ein. Hierzu legt das Finanzamt eine Frist fest. 
 
Anmerkung:  Die Selbstanzeige bedarf keiner bestimmten Form. Hier genügt ein einfacher Brief. 
Ohne fachkundigen Rat ist eine Selbstanzeige jedoch nicht zu empfehlen. Lassen Sie sich - wenn 
Sie davon betroffen sind - unbedingt beraten, damit Ihre Selbstanzeige straffrei bleibt! 

 

      Bundesfinanzministerium verschärft ab 2010 die 1-%-Regelung 
 

 

Wird ein Kraftfahrzeug (Kfz) zu mehr als 50 % betrieblich genutzt, können Steuerpflichtige zwischen 
der Besteuerung nach der 1-%-Regelung oder Fahrtenbuchmethode wählen. Die Methodenwahl 
muss für das Wirtschaftsjahr pro Fahrzeug einheitlich getroffen werden. Im Fall des Kraftfahrzeug-
wechsels ist auch während eines Wirtschaftsjahres der Übergang zu einer anderen Ermittlungsme-
thode zulässig. 
 
Der private Nutzungsanteil eines zum Betriebsvermögen gehörenden Kfz ist dann zwingend mit 1 % 
des inländischen Listenpreises zu bewerten, wenn dieses zu mehr als 50 % betrieblich genutzt und 
kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. Dies gilt auch für gemietete oder geleaste Kfz. 
Solche Fahrzeuge sind Kfz, die typischerweise nicht nur gelegentlich für private Zwecke genutzt 
werden. Hierzu zählen beispielsweise auch Geländekraftfahrzeuge. 
 
Die bloße Behauptung, das Kfz werde nicht für Privatfahrten genutzt oder Privatfahrten würden aus-
schließlich mit anderen Fahrzeugen durchgeführt, reicht nicht aus, um von dem Ansatz eines priva-
ten Nutzungsanteils abzusehen. Vielmehr muss es der Steuerpflichtige nachweisen, wenn er einen 
nach der Lebenserfahrung untypischen Sachverhalt, wie z. B. die ausschließlich betriebliche Nut-
zung des einzigen Kfz eines Unternehmers, der Besteuerung zugrunde legen will.  
 
Nutzung mehrerer Kfz bei Einzelunternehmen: Gehören gleichzeitig mehrere Kraftfahrzeuge zum 
Betriebsvermögen, so ist der pauschale Nutzungswert grundsätzlich für jedes Kraftfahrzeug anzu-
setzen, das vom Unternehmer oder von zu seiner Privatsphäre gehörenden Personen für Privatfahr-
ten genutzt wird. Kann der Steuerpflichtige glaubhaft machen, dass bestimmte betriebliche Kfz nicht 
privat genutzt werden, weil sie für eine private Nutzung nicht geeignet sind (z. B. bei sog. Werkstatt-
wagen) oder diese ausschließlich eigenen Arbeitnehmern zur Nutzung überlassen werden, ist für 
diese Fahrzeuge kein pauschaler Nutzungswert zu ermitteln. Es gilt die (widerlegbare) Vermu-
tung, dass für Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb sstätte und für Familienheimfahrten 
das Kraftfahrzeug mit dem höchsten Listenpreis genu tzt wird.  
 
Beispiel 1: Zum Betriebsvermögen des Unternehmers X gehören 5 Kfz, die von X, seiner Ehefrau 
und dem erwachsenen Sohn auch zu Privatfahrten genutzt werden; von X auch für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Betriebsstätte. Ein Kfz wird ausschließlich einem Angestellten auch zur priva-
ten Nutzung überlassen; der Nutzungsvorteil wird bei diesem lohnversteuert. Die betriebliche Nut-
zung der Kfz betragen jeweils mehr als 50 %. Es befindet sich kein weiteres Kfz im Privatvermögen. 
Die private Nutzungsentnahme ist für 4 Kfz anzusetzen, und zwar mit jeweils 1 % des Listenpreises. 
Zusätzlich ist für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte der Betriebsausgabenabzug zu 
kürzen. Dabei ist der höchste Listenpreis zugrunde zu legen. 
 
Nutzung mehrerer Kfz bei Personengesellschaften: Befinden sich Kraftfahrzeuge im Betriebs-
vermögen einer Personengesellschaft, ist ein pauschaler Nutzungswert für den Gesellschafter anzu-
setzen, dem die Nutzung des Kraftfahrzeugs zuzurechnen ist. 
 
Beispiel 2: Einer OHG gehören die Gesellschafter A, B und C an. Es befinden sich 4 Kfz im Be-
triebsvermögen. Die Gesellschafter A und C sind alleinstehend. Niemand aus ihrer Privatsphäre 
nutzt die betrieblichen Kfz. Der Gesellschafter B ist verheiratet. Seine Ehefrau nutzt ein betriebliches 
Kfz auch zu Privatfahrten. Die betriebliche Nutzung der Kfz beträgt jeweils mehr als 50 %. Die Brut-
tolistenpreise der Kfz betragen 80.000 €, 65.000 €, 50.000 € und 40.000 €. A nutzt das 80.000-€-
Kfz, B das 50.000-€-Kfz, C das 65.000-€-Kfz und Frau B das 40.000-€-Kfz. Die private Nutzungs-
entnahme ist monatlich für den Gesellschafter A mit 1 % von 80.000 €, für den Gesellschafter C mit 
1 % von 65.000 € und für den Gesellschafter B mit 1 % von 50.000 € zuzüglich 1 % von 40.000 € 
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anzusetzen. 
 
Anmerkung: Die Anwendung der 1-%-Regelung kann durch das Führen eines ordnungsgemäßen 
Fahrtenbuches verhindert werden. 

 

      Elektronisches Fahrtenbuch unterliegt strengen Anforderungen 
 

 

Die private Nutzung eines Kraftfahrzeugs ist für jeden Kalendermonat mit 1 % des inländischen Lis-
tenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließ-
lich der Umsatzsteuer anzusetzen. Eine Ermittlung des Nutzungsanteils nach dem Verhältnis der 
privaten zu den übrigen Fahrten kommt in Betracht, wenn dieses Verhältnis durch ein ordnungsge-
mäßes Fahrtenbuch nachgewiesen werden kann. 
 
Der Begriff des ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs ist gesetzlich nicht näher bestimmt. Die dem 
Nachweis des zu versteuernden Privatanteils an der Gesamtfahrleistung dienenden Aufzeichnungen 
müssen jedoch eine hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und mit 
vertretbarem Aufwand auf ihre materielle Richtigkeit hin überprüfbar sein. Dazu gehört auch, dass 
das Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener Form geführt wird und dass es die zu erfassenden 
Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstands vollständig und in ih-
rem fortlaufenden Zusammenhang wiedergibt. 
 
Eine mithilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt diesen Anforderungen nur dann, 
wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten nach 
der Funktionsweise des verwendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder zumindest in 
ihrer Reichweite in der Datei selbst dokumentiert und offengelegt werden. Das gilt auch dann, wenn 
die einzelnen Eintragungen in der Computerdatei unmittelbar im Anschluss an die jeweilige Fahrt 
vorgenommen werden. 
 
Ein mithilfe einer Software erstelltes Fahrtenbuch genügt diesen Anforderungen dann nicht, wenn 
zwar die automatisch aufgezeichneten Daten zu Datum, Uhrzeit, Fahrdauer, Tachostand und gefah-
renen Kilometern nicht mehr nachträglich änderbar sind, die Angaben zu Art, Zweck und Ziel der 
Fahrten sowie Bemerkungen aber nachträglich geändert werden können. Damit besteht die Mög-
lichkeit der jederzeitigen Änderung der für die Abgrenzung der privaten von der betrieblichen Veran-
lassung maßgeblichen Daten, ohne dass diese Änderungen sichtbar werden und nachverfolgt wer-
den können. In diesem Punkt unterscheidet sich das Fahrtenbuch deutlich von einem handschriftlich 
geführten Fahrtenbuch, in dem nachträgliche Änderungen durch Durchstreichungen, Überklebungen 
oder herausgerissene Seiten sichtbar bleiben. 

 

 

      
Änderung beim Vorsteuerabzug bei gemischt genutzten Gebäuden ab dem 

1.1.2011  
 

Wird ein Gebäude teils betrieblich und teils privat genutzt, kann es insgesamt dem Unternehmens-
vermögen zugeordnet werden, mit dem Vorteil, dass die Vorsteuern aus den gesamten Herstel-
lungskosten und den laufenden Aufwendungen in voller Höhe abziehbar sind. Im Gegenzug ist die 
Nutzung des privaten Gebäudeteils der Umsatzsteuer zu unterwerfen. 
 
Durch dieses Verfahren erlangen Steuerpflichtige einen Liquiditätsvorteil. Der Unternehmer kann 
demnach bei der Anschaffung oder Herstellung eines gemischt genutzten Gebäudes den vollen 
Vorsteuerabzug geltend machen, der über 10 Jahre durch die Besteuerung der Privatnutzung antei-
lig zurückgeführt wird. 
 
Das führt in seiner Konsequenz quasi zu einer Rückzahlung des Vorsteuerbetrages innerhalb von 
10 Jahren. Dennoch scheint das Modell wegen des Zinsvorteils immer noch attraktiv. Es gilt aller-
dings zu beachten, dass das Risiko der Besteuerung einer eventuellen nicht vermeidbaren Grund-
stücksentnahme besteht, sodass vor Inanspruchnahme dieses Modells unbedingt steuerlicher Rat 
eingeholt werden sollte. 
 
Mit der Einführung einer neuen Regelung in die Mehrwertsteuersystemrichtlinie wird der Vorsteuer-
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abzug bei gemischt genutzten Grundstücken ab dem 1.1.2011 nicht mehr voll gewährt. Danach 
kann höchstens der Teil der Umsatzsteuer als Vorsteuer abgezogen werden, der auf die Verwen-
dung des Grundstücks für unternehmerische Zwecke entfällt. 

 

 

      Vorsteuerabzug bei Ausweis eines überhöhten Steuerbetrags 
 

 

Mit Urteil vom 19.11.2009 hat der Bundesfinanzhof (BFH) über die Höhe des Vorsteuerabzugs aus 
Rechnungen entschieden, in denen der Steuersatz und damit auch die Umsatzsteuer unzutreffend 
angegeben wurden. Wies der Rechnungsaussteller in einer Rechnung den Regelsteuersatz (19 %) 
aus, obwohl die gelieferte Ware tatsächlich nur dem ermäßigten Steuersatz (7 %) unterliegt, war 
umstritten, ob dieser Fehler zur gänzlichen Versagung des Vorsteuerabzugs führte. 
 
Anders als die Vorinstanz entschied der BFH, dass dem Leistungsempfänger in solchen Fällen der 
in dem überhöhten Steuerbetrag enthaltene (gesetzlich geschuldete) Betrag als Vorsteuer zusteht. 
Dieser beträgt 7 % des in der Rechnung ausgewiesenen Nettobetrages. 

 

      Basiszins / Verzugszins 
 

 

• Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 

• Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2009 - 30.6.2009 = 1,62 % 
01.07.2009 - 31.12.2009 = 0,12 % 
seit 01.01.2010 = 0,12 %  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 


